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Können Autobahnen
den «Röstigraben» überwinden helfen?
werden - auch noch die «Gleichbehandlung
sämtlicher Landesteile» bemüht, müsste einmal
mehr in Erinnerung gerufen werden, dass die
Romandie bereits heute bezüglich der gebauten
Autobahnkilometer im Vergleich mit der Bevöl-
kerungszahl keineswegs benachteiligt ist.
Die Zeichen aus Lausanne sind ermutigend:
auch die Romandie zählt immer mehr den Um-
weltschulz und die Erhaltung bedrohter Land-
schaften zu den «staatspolitischen Notwendig-
keiten». Wir können doch heute nicht einfach
so tun, als wäre in den vergangenen 30 Jahren
nichts geschehen und hätte auch heute noch dieVervollständigung eines in einer wahren Eu-phorie geplanten Autobahnnetzes oberste Prio-
rität. Im mit dem Nationalstrassennetz bester-
schlossenen Land sind bereits heute Nord und
Süd wie auch Ost und West miteinander ver-
bunden.
Wenn wir heute unseren demokratisch-gesell-
schaftlichen Auftrag ernst nehmen, müssen wir
die Erkenntnisse in den Bereichen Umwelt-
schutz, Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung
in die verkehrspolitische Diskussion einbringen.
Zu offensichtlich sind heute viele negative Aus-
wirkungen der bisherigen Verkehrspolitik aus
der «Stein-Zeit» des Nationalstrassenbaus: Mit
der Annahme der Kleeblattinitiativen Hesse sich
ein S t ü ck weit ein landschaftsschonenderes,qualitativ ausgerichtetes (Wirtschafts-)Wachs-
tum aller Regionen - und nicht nur Zürichs -
verwirklichen.
Peier Frehner
Pressesprecher der Nationalen Koordination
Tür die Kleeblattinitiativen
Um «die Harmonie zwischen Deutsch und 
Welsch» voranzubringen, müsse das vor 30 Jah-
ren geplante «Autobahnnetz als staatspolitische Notwendigkeit vollendet werden», versucht der 
Freiburger CVP-Stünderat Anton Cottier in 
einem längeren Artikel die Leserinnen und 
Leser glauben zu machen. Dass dazu tatsächlich 
zu den bestehenden Autobahnen N 12 und N 5
«auf einer Breite von nur 30 Kilometern» noch 
ein weiteres Teilstück - die N I - durch land-
schaftlich und landwirtschaftlich bedeutungs-
volles Land gebaut werden muss, um den seit 
vielen Jahrzehnten existierenden sprachlich-
kulturellen «Röstigraben» zu überwinden, wirkt, gelinde gesagt, absurd. Wenn schon die vielen 
auto-mobilen Arbeits- und Wochenendpendler, 
die einerseits Zürich zur drittgrössten franzö-
sischsprachigen Stadt der Schweiz werden und 
anderseits den «Ferienresidenzendruck» der 
Deutschschweizer an den Gestaden des Lac 
Leman an die Grenzen des kulturellen Ver-
ständnisses anwachsen ,liessen dies mit den be-
stehenden Autobahnen nicht geschafft haben, 
so wird dies auch ein weiterer Abschnitt nicht 
erzwingen können. Deutlicher scheinen mir die 
kulturellen Signale im schulischen Bereich zu 
sein, wo mit dem Beginn des Frühfranzösisch-
unterrichtes auf der Primarschulstufe unzweifel-
haft mehr sprachlich-kulturelle Impulse vermit-
telt werden können.
Da Anton Cottier - selber Mitglied der stän-
digen Verkehrskommission des Ständerates und 
als solcher an der Vorbehandlung der Klee-
blattinitiativen mitbeteiligt, die am 29. Novem-ber in der kleinen Kammer zur Debatte stehen
«Scliamir
über dir deutsche Wiedervereinigung»
Das von MP Schamir einer amerikanischen 
Fernsehstation gegebene Interview, das in der 
sinngemässen Bemerkung gipfelte, dass man
sich denken könne, dass ein wiedervereinigtes 
starkes Deutschland wiederum Millionen von 
Juden in den Tod zu schicken nversuche werde, 
ist wohl die verwerflichste Unterstellung, die je 
ein hochrangiger Regierungsvertreter in dieser Richtung von sich gab.
Deutsche Politiker, die weltweit hohes An-
sehen geniessen, werden weiterhin auf die be-
sondere Verantwortung der Deutschen gegen-
über jüdischen Mitmenschen hinweisen; sie 
wissen auch, dass das geschehene Unrecht und 
die Schuld nie getilgt werden können.
Das äusserst behutsame Vorgehen in allen Fragen, die Israel und Deutschland betreffen, 
belegt, dass die jetzige Generation von verant-
wortlich Handelnden versucht, zu einem erträg-
lichen Verhältnis zueinander zu kommen. Poli-
tiker, die sich dieser anspruchsvollen Aufgabe 
nicht gewachsen zeigen (erinnert sei an die gut gemeinte, aber peinlich missratene Rede von Philipp Jenninger vor einem guten Jahr oder 
die gedankenlose verbale Entgleisung von Regierungssprecher Klein in Polen), haben mit 
Konsequenzen schärfster Art zu rechnen.
Besonders stossend ist in diesem Zusammen-
hang, dass Schamir anscheinend Äusserungen deutscher Politiker zu diesen Problemen für 
leere Lippenbekenntnisse hält. Die Deutschen 
wissen, dass sie wegen der aufgeladenen Schuld immer aus einer schwächeren Position heraus 




Ein Leserbrief wie der von F. Sonderegger
und sein kritischer Angriff auf einen Kenner
der sowjetischen Wirklichkeit bei der «Neuen
Zürcher Zeitung» dürfen nicht ohne Wider-
spruch bleiben. Vor allem die Behauptung,
Skepsis und Misstrauen von A. O. gegenüber
Gorbatschew werde heute nur noch von einigen
Nato-Generälen geteilt, ist zum Glück nicht
wahr. Herr Sonderegger weiss offenbar nichts
von Albert Stahel und seinem kürzlich erschie-
nenen Buch «I direkte Strategie». Albert Sta-
h l ist kein Nato-General, sondern ein Major
unserer Armee und Dozent für Militä - undSicherheitspolitik an d er Universität Zürich und
der ETH. Ferner mache ich Sie und HerrnSonderegger auf ein sehr interessantes, unter
dem Titel «Genosse Engwer stimmt ab» im
«Zeit-Magazin» vom 26. Oktober publiziertes
Interview eines westdeutschen Journalisten mit
dem sowjetischen Abgeordneten Nikolai Eng-
wer aufmerksam. Engwers Äusserungen bestäti-
gen weitgehend die Ansichten von A. ().. und
sein Pessimismus übertrifft dessen Skepsis.
Was aber Polen anbelangt, darf nicht verges-
sen werden, dass Lech Walesa lange vor Gorba-
tschew in Erscheinung trat, den Mut hatte, sich
der kommunistischen Macht zu widersetzen.
Nach Ansicht von Herrn Sonderegger sind
positive Veränderungen in Polen nur dank Gor-
batschew möglich geworden. Demgegenüberglaube ich, dass umgekehrt Lech Walesa dem
Herrn im Kreml die Augen geöffnet hat. So
sind die in Gebieten westlich des Dnjepr und
der Narowa, die im Laufe d er letzten 300 Jahre
von Russen erobert wurden, heute spürbarenErleichterungen wesentlich mehr dem Handeln
in Danzig und Budapest zu verdanken als dem
Reden in Moskau. Gorbatschew ist bestimmt
ein hervorragender Staatsmann, doch ist es
nicht sicher, dass es ihm gelingt, ohne gänzlich
von Lenins Lehren abzukommen und dieGüterproduktion zu reprivatisieren, Russland
wirtschaftlich zu sanieren.
Deshalb muss der Westen alle Eventualitäten
in Erwägung ziehen und an den russischen
Patriotismus denken, d er vor 177 Jahren Napo-
leon und vor 44 Jahren Hitler besiegt hat und
heute die Durchführung von Gorbatschews
Ideen hindern könnte. Das Schlimmste, was
uns in Westeuropa widerfahren könnte, wäre,
dass der russische Nationalismus einen russi-
schen Bonaparte zeugt, der seine in Warschau-paktländern noch stehenden Truppen mit roten
oder weissblauroten Fahnen westwärts mar-
schieren lässt. Auch diese äusserst pessimisti-
sche Erwägung darf selbst von Gorbatschews
Bewunderern nicht ignoriert werden.
Dies ist die Ansicht eines vor bald 90 Jahren
im Zarenreich geborenen Urenkels eines Bünd-
ner Zuckerbäckers, den die Geschichte viel ge-
lehrt hat und der sich immer noch Mühe gibt,
aus der Geschichte noch mehr zu lernen.
Karl Risch (Wattwil)
«Polnisch-litauische Gespräche»
In Ergänzung zu Ihrem so betitelten Bericht
aus Warschau und zum Verständnis für die dar-
in erwähnte zurückhaltende Einstellung der
litauischen Sajudis erlaube ich mir einige Hin-
weise. Die polnische Minderheit in Litauen ist
vorwiegend in der Hauptstadt Vilnius und
deren weiterer Umgebung ansässig. Vilnius
wurde Anfang des 14. Jahrhunderts von dem
litauischen Grossfürsten Gediminas gegründet.
Nach 1569 verlor die Stadt durch die in Lublin
vollzogene Personalunion Litauens mit Polen
an politischer Bedeutung, war jedoch immer
noch geistiges und religiöses Zentrum für die
litauische Bevölkerung. Durch die 3. Teilung
Polens 1795 kam Vilnius unter russische Herr-
schaft (bis 1915) und verlor durch intensiveRussifizierung jeglichen Einfluss.
Am 16.2. 1918 wurde in Vilnius die emeuteSelbständigkeit Litauens proklamiert, doch er-
oberte Polen 1920 durch einen Gewaltakt Vil-
nius in Verletzung eines kurz vorher geschlosse-
nen Grenzvertrages. Kaunas wurde deshalb dieprovisorische Hauptstadt. Der Verlust von Vil-
nius, das sowohl ein Symbol einer vergangenenGrossmachtepoche als auch der endlich wieder-
erlangten Selbständigkeit darstellte, war wäh-
rend der Eigenstaatlichkeit Litauens 1918-1940
eine offene Wunde für das Land.
Vor diesem Hintergrund gesehen, ist dieSkepsis der Sajudis gegenüber den polnischenGesprächspartnern trotz deren gegenteiligenVersicherungen vielleicht eher begreiflich. In
der Politik sind Hoffnungen zumeist irre-
führend, aber die unsagbaren Leiden, die beide
Völker haben durchmachen müssen, bringen sie
vielleicht zu einer rationalen Lösung dieser - im
ganzen gesehen - vorab eher sekundären Mino-
ritätenfrage.
Erica We>;ierZechlin (lluddinge. Schweden)
Ist ein Kmliryo schon eine Person?
In einer interessanten Zuschrift «Die biologi-
sche und die personale Identität des mensch-
lichen Embryos» (NZZ, Nr. 259) zu den Er-
wägungen des Bundesgerichtes zur Missbrauchs-
verhütung in der Fortpflanzungsmedizin (vgl.
NZZ Nrn. 226 und 227) stellt A. Suarez fol-gende Frage: «Kann man aber in einer ver-
nünftigen Rechtsordnung ernsthaft erwägen,
einem Wesen [Embryo], dessen Menschsein un-
umstritten ist, die Menschenrechte abzuspre-
chen?» und gelangt zu folgender weitreichender
Konklusion: «Entweder ist der erwachsene
Mensch eine Person, und dann ist auch der Em-bryo eine Person, oder der Embryo ist keine
Person, und dann ist niemand eine Person.»
A. Suarez trennt hier nicht zwischen dem
Menschsein im Sinne der Zugehörigkeit zu
einer bestimmten biologischen Spezies und dem
Menschsein im Sinne des Personseins, was wohl
basale sprachliche, kognitive und ethische
Fähigkeiten einschliesst. Doch auch dann,
wenn jedes menschliche Wesen im biologischen
Sinne - auch jeder Embryo in vitro - ein
menschliches Wesen im personalen Sinne sein
sollte, so heisst das noch nicht, dass ihm - dem
Embryo in vitro - schon die Menschenrechte
zugesprochen werden können, und zwar noch
nicht einmal das Recht auf Leben.
Leider macht A. Suarez eine Unterscheidung
nicht, die für die Beantwortung seiner Frage er-
heblich ist, nämlich die zwischen einer potentiel-
len und einer wirklichen Person. Zwar ist auch
der Embryo eine potentielle Person, das heisst,
er wird «unter günstigen Entwicklungsbedin-
gungen» eine wirkliche Person werden. Doch
nur auf wirkliche Personen lassen sich die Men-
schenrechte wie das Recht auf Leben anwen-
den. Die Argumentation nämlich «Alle wirk-
lichen Personen haben das Recht auf Leben.
Also haben alle potentiellen Personen das
Recht auf Leben» wäre ein Fehlschluss. Poten-
tielle Personen haben nur ein potentielles Recht
auf Leben. Im übrigen hält bereits Aristoteles,
der die Unterscheidung zwischen Potentialität
und Wirklichkeit einführt, die Abtreibung in
gewissen Fällen und zu einem gewissen Zeit-punkt für erlaubt: «..., wenn aber Eheleute
durch die Beiwohnung noch weiteren Nach-
wuchs über diese Grenze hinaus erzielen, so
muss man diese Leibesfrüchte, bevor Gefühl
und Leben in sie kommt, abtreiben. Denn was
hier erlaubt ist und was nicht, muss sich nach
dem Vorhandensein von Gefühl und Leben [desEmbryos] richten.» (Pol. H 16. 1335 b 23-26.Übersetzung R. Rolfes) Um aus dem potentiel-
len Lebensrecht des Embryos ein tatsächliches
Lebensrecht zu machen, bedarf es weiterer
Argumente. Solche jedoch können - pace Ari-
stoteles - u. a. auch für den Embryo in vitro er-
bracht werden (vgl. z. B. M. Wreen, «The Possi-bility of Potentiality» in Bowling Green Studies
in Applied Philosophy, 8, 1986, p. 137-154). In-
soweit ist der Tendenz von A. Suarez' Zuschrift
zuzustimmen, nicht aber der Argumentation.
R. Ferber (Zürich)
Müssen Patienten mehr nissen
als Psychiater?
In der NZZ setzte sich Prof. Klaus Ernst für
die Pharmaforschung an Patienten im Burg-
hölzli ein. Er beklagt sich auch über die «for-
schungsfeindliche Meinungswelle» und be-
hauptet sogar (einfach aus dem Blauen heraus),
sie liege in der Angst vor aller modernen For-
schung begründet. Dem ist aber nicht so. Viel
eher schon ist der Grund darin zu suchen, dass
heute einer zunehmenden Zahl von Bürgern be-
kannt ist, dass die Psychiatrie weder die Ur-
sachen der sogenannten Geisteskrankheiten
kennt, noch genau weiss, warum Psychophar-
maka wirken, wenn sie wirken (sprich dämp-
fen). Der Psychiater weiss also auch bei bekann-
ten, «erforschten» Medikamenten nicht genau,
was er tut. Es ist anzunehmen, dass er es bei
neuen, unerforschten noch weniger weiss.
Nun will uns aber Prof. Ernst weismachen,
dass es den Psychiatern gelingt, ihren Patientenbeizubringen, was sie selber nicht verstehen,
denn er behauptet, bei den Forschungspatien-
ten handle es sich um urteilsfähige Patienten,
die nach vollständiger Aufklärung mitwirken
möchten. Nur am Rande sei bemerkt, dass es
höchst fragwürdig ist, einen aller Wahrschein-
lichkeit nach bereits unter starken Psychophar-
maka stehenden Psychiatriepatienten als urteils-fähig zu bezeichnen.
Marcel Wenger ( Luzern)
Stell Dir vor, wir hätten die N
Endlich sagt uns B. Epprecht aus Uitikon in
der NZZ, wozu wir die N 4 (auch) noch brau-
chen: Damit alle Zuger, Luzerner und Schwyzer
an Feiertagen wie dem Allerheiligen zum Ein-
kaufen nach Zürich fahren können. Dass dieseEinkaufspendler dann die Zürcher Stadtquar-
tiere verstopfen und dort die Anwohner plagen,
ist uns ja Wurst. Jeder Schweizer hat das selbst-
verständliche Recht, zum Posten seiner Weih-
nachtsgeschenkli durch das halbe Land zu fah-
ren. Darum seilten wir Säuliämtler möglichst
rasch die Fortsetzung der N 4 bis an den Zür-
cher Paradeplatz fordern. Dann könnten auch
wir weniger an unserem Wohnort und mehr in
der Stadt einkaufen - selbstverständlich per
Auto.
Doch lösen wir wirklich so unsere Verkehrs-
probleme? Oder sollten wir uns vielleicht vor-
stellen, dass alle Zuger, Luzerner und Schwyzer
am Allerheiligen auch mit den SBB nach Zürich
fahren könnten? Die SBB fahren nämlich direkt
an die Bahnhofstrasse!
Dr. Ueli Vogel-Etienne (Hedingen)
Zürich, I. Nov. 2009, Allerheiligen: Die
Innerschweizer haben Sonntag und fahren nach
Zürich zum Einkaufen. Gegen Mittag fahre ich
mit dem Zug nach Zürich. Durchs Waggonfen-
ster sehe ich, wie sich die Autos auf dem Landi-
Wettbewerbspolitik
in der Schweiz
In der Nr. 263 der NZZ setzt sich Bti. mit
einer Reihe grundsätzlicher Fragen zur bisheri-
gen Anwendungspraxis des neuen Kartellgesetzes
auseinander. Mit der Stossrichtung des Aufsat-
zes ist voll übereinzustimmen; es wäre in der
Tat schade, wenn sich die wettbewerbspoliti-
sche Diskussion in einem Methodenstreit er-
schöpfen würde, statt dass man sich intensiver
mit der Frage auseinandersetzt, was die existie-
renden Marktformen tatsächlich bringen und
inwieweit Verbesserungen möglich sind. Es
wäre aber falsch, den Wettbewerb als Prinzip in
den Raum zu stellen. Das Wirtschaftsleben
sollte darauf ausgerichtet sein, der Bevölkerung
einen möglichst hohen Wohlstand und mög-
lichst viel Freiheit zu erlauben. Der Wettbewerb
leitet seine Legitimation daraus ab, dass er sehrhäufig die Marktform ist, die es am ehesten er-
laubt, diese Ziele zu erreichen.
In konkreten Fällen ist es manchmal schwie-
rig, diesen Grundgedanken zu konkretisieren.
So hat z. B. die Deregulierung in der Luftfahrt in
den USA auch in den Seiten der NZZ häufig zu
kritischen Würdigungen Anlass gegeben. Nach-
dem sowohl die Anbieter als auch die Angestell-
ten über Jahre hinweg hohe Einkommensein-
bussen hinnehmen mussten, hat sich auf dem
amerikanischen Markt inzwischen wieder ein
enges Oligopol mit einer kleinen Anzahl grosser
Anbieter gebildet, und die Preise sind munter
am Steigen. Hat sich dieses Experiment in die-
ser Form gesellschaftlich wirklich gelohnt? Es
ist auch nicht immer leicht festzustellen, wann
«genug» Wettbewerb herrscht. In den USA hat
man das Antitrust-Verfahren gegen den Com-
puterriesen IBM eingestellt. In Italien sind in-
zwischen alle nationalen Autohersteller bei Fiatgelandet. Es ist klar, dass Wettbewerb nicht mit
einer möglichst grossen Anzahl selbständiger
nationaler Anbieter gleichzusetzen ist. Man
kann aus der Existenz eines Kartells nicht pau-
schal auf mangelnden Wettbewerb schliessen.
Ein Kartell, das starkem internationalem Wett-
bewerbsdruck ausgesetzt ist, verfügt über genau-
so wenig (bzw. weniger) Marktmacht wie jedes
andere Grossunternehmen.
Schliesslich muss noch auf ein delikates Pro-
blem hingewiesen werden: Viele haben, genau
wie Bti., den Entstehungsprozess des neuen Ge-
setzes als «ein kleinliches und aus liberaler
Sicht zuweilen peinliches und beschämendes
Feilschen um eine bescheidene Besserstellung
des Ordnungsprinzips Wettbewerb» gesehen.
Man ist dementsprechend überrascht, wenn
man jetzt plötzlich liest, dass letztlich «die Set-
zung einer extrem hohen Rechtfertigungs-
schwelle bei Wettbewerbsverhinderungen»
«das vom Gesetzgeber angestrebte Ergebnis»
gewesen sein soll. Einer der grossen Vorteile
eines Gerichtsentscheides wäre sicherlich, dass
in diesem Punkt Klarheit geschaffen würde.
T. von Ungern-S lemberg (Universität Lausanne)
ker Dreieck stauen. Von Birmensdorf über Lan-
dikon, Sellenbüren bis Stallikon hängt einegräuliche Abgaswolke. In Zürich bleibt das
Tram im dichten Verkehr stecken. Vor und hin-
ter uns Autos mit Zuger, Luzerner und Schwy-
zer Kennzeichen. Sie alle fahren zuerst durch
ihre eigenen Dörfer und Städte, durch weitere
Ortschaften bis zur Autobahn, stecken im Stau
vor dem Üetlibergtunnel; viele verlassen des-
halb die Autobahn in Affoltern und fahren
durch den Bezirkshauptort auf der Landstrasse
nach Hedingen, Birmensdorf über die verstopf-
te Waldegg in die überfüllten Zürcher Strassen.
Und weil andere schon zum vornherein wissen,
dass alles verstopft ist, fahren sie von Affoltern
über den Müliberg durchs Stallikertal. Und so
wird man nach weiteren Strassen schreien, die
noch mehr Verkehr anziehen.
Stell Dir vor, wir hätten die N 4 nicht und all
die Innerschweizer würden mit der S-Bahn




Die Landwirtschaft als grösste Umweltsünde-
rin hinzustellen ist eine Unterstellung, die wir
nicht akzeptieren. Umweltschutz geht uns alle
etwas an, sowohl Leute in der Industrie, im Ge-
werbe als auch jeden einzelnen Konsumenten.
Von seiten der Landwirtschaft werden schon
heute grosse Anstrengungen unternommen, um-
weltgerecht zu produzieren (z. B. integrierte
Produktion). Behauptungen der SGU anlässlich
der Pressekonferenz über die Konzeptstudie
«ökologisierung d er Landwirtschaft», dass die
ökologische Produktion unwesentlichen Mehr-
aufwand verursache (10 Prozent Mehrarbeits-
aufwand), basiert nicht auf Praxiserfahrungen.
Solche Behauptungen können nur von Leuten
aufgestellt werden, die die Landwirtschaft
höchstens vom Schreibtisch aus kennen, aber
ganz sicher nicht davon leben müssen.
Nehmen wir als Beispiel diesen «unwesent-
lichen» Mehraufwand von 10 Prozent. Über-
tragen auf eine 45-Stunden-Woche ergübe dies
4,5 Stunden mehr Arbeitszeit pro Woche. Wel-
cher Berufsstand würde eine solche Amtszeit-
verlängerung ohne finanzielle Abgeltung hin-
nehmen? H. Schwab /Niederösch)
und R. Stalder (Höchstetten)
